
Seite 38 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 783 vom 04.02.2021 

 

A.  d) Berichte                                                                          (Seiten 38 -   60) 
 

01) EU brüskiert Minderheiten 

Ein Beitrag von Dr. Bruno Burchhart 

Ein bemerkenswertes Demokratie-Defizit leistete sich die EU-Kommission durch die Ablehnung 
einer europaweiten Bürgerinitiative bezüglich des Schutzes und der Förderung von 
Minderheiten-Rechten. Die von der FUEV (Föderative Union Europäischer Volksgruppen) mit viel 
Einsatz durchgeführte Initiative „Minority SafePack“ konnte durch Erbringung von 1,1, Millionen 
Unterstützern in sieben EU-Staaten das erforderliche Quorum einbringen, um eine Behandlung 
durch die EU-Kommission zu erreichen. 

Seit dem Lissabon-Vertrag von 2007 gibt es nämlich neben den EU-Elementen Parlament und EU-
Rat (Staats- und Regierungschefs) sowie der fast allmächtigen EU-Kommission (EU-Vorsitzender 
und von den Staaten entsandte „Fach“-Kommissare) auch das plebiszitäre Element der 
Europäischen Bürger Initiative (EBI). Solche Vorgangsweisen wie z.B. Volksbegehren, 
Volksbefragung, Volksabstimmung gibt es in verschiedener Form in manchen Staaten (wie z.B. 
Österreich) mehr oder (wie z.B. Frankreich) kaum. Die FUEV ist die Vertreterin von mehr als 90 
Minderheiten in über 30 Europa-Staaten. In ihr gibt es die zwei großen Arbeitsgemeinschaften, 
nämlich die slawische  und die deutsche, welche die größte staatenübergreifende Volksgruppe 
Europas darstellt. Mit der FUEV-Initiative wurde nun die EBI-Möglichkeit genutzt, um eine 
Verbesserung der autochthonen Volks- und Sprachgruppen zu erreichen. 

Die Bürgerinitiative brachte die erforderlichen Gesetzes-Vorschläge ein, die den Schutz und die 
Förderung von Minderheiten im Zeichen der Vielfalt Europas gewährleisten und die Förderung 
von Minderheiten- und Sprachrechten ermöglichen sollten. Auch sollte der Schutz, die Förderung 
und die Sicherung dieser Minderheiten erreicht werden. Wie mager es bei diesen Dingen in den 
Staaten aussieht, kann an wenigen Beispielen erörtert werden. Man denke nur daran, wie schlecht 
es z.B. in der Schule um den deutschen Muttersprachen-Unterricht in fast allen ehemaligen 
„Ostblock“-Staaten wie z.B. Tschechien, Slowakei, Polen usw. bestellt ist. Oder wie schlecht es 
dort bei der Präsenz der deutschen Sprache bzw. Berichterstattung in den Medien über die 
deutschen Volksgruppen aussieht. Ganz abgesehen davon, daß z.B. in Slowenien die dortige 
deutsche Minderheit trotz vielfacher Ermahnungen durch das Europa-Parlament noch immer nicht 
verfassungsmäßig anerkannt ist. 

In Europa gibt es bisher nur die „Europäische Charta der Regional- und Minderheiten-Sprachen“ von 
1992 (beschäftigt sich mit Präsenz in Bildung, Justiz, Medien) und das „Rahmenübereinkommen 
zum Schutz von Minderheiten“ von 1995. Daher brachte die FUEV mit doch gewaltigem Aufwand 
die Minority SafePack Initiative zustande. Diese umfaßte verschiedene Gesetzes-Vorschläge, um 
die Minderheiten-Situation in den EU-Staaten zu verbessern, zu stabilisieren und zu sichern. 
Folgendes sollte dabei erreicht werden:  EU-Empfehlung zum Schutz und Förderung der 
kulturellen und sprachlichen Vielfalt, Schaffung eines Zentrums für Sprachenvielfalt, 
Aufnahme in die Ziele des EU-Fonds für regionale Entwicklung von Schutz und Förderung der 
Minderheiten, EU-Forschung für Mehrwert von Minderheiten, Freiheit der Leistung von 
audiovisuellen Inhalten in den Minderheitenregionen. Dies hätte mit Sicherheit eine deutliche 
Verbesserung für die etwa 50 Millionen Minderheitenangehörigen in der EU gebracht! 

Leider ist die EU-Kommission der mit einer 75-prozentigen Zustimmung gefaßten Empfehlung 
des Europa-Parlamentes nicht gefolgt. Das ist demokratiepolitisch schon sehr sonderbar. So fühlen 
sich nicht nur die von den Bürgern gewählten Parlamentarier, sondern auch die EU-Bürger von den 
Bürokraten der EU und der EU-Kommission im Stich gelassen. Mit eher fadenscheinigen Momenten, 
die sich eigentlich auf die Aufzählung bisheriger, eben nicht reichender EU-Maßnahmen für die 
einzelnen FUEV-Vorschläge beschränkten, wurde das Begehren strikt abgelehnt. In Zeiten von 

Europaskepsis ist das sehr schade, weil man damit einmal mehr keine Bürgernähe gezeigt hat. ► 
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Den doppelt betroffenen Minderheiten bleibt somit nur der Kampf um stabile Rechte, und die sie 
unterstützenden Organisationen werden weiterhin ihr Bestes für die Besserung der Situation 
leisten.          

Bitte sehen Sie dazu auch hier unten den aktuellen FUEV-Bericht. 

https://www.fuen.org/de/article/Minority-SafePack-Die-Europaeische-Kommission-kehrt-den-
nationalen-Minderheiten-in-der-EU-den-Ruecken-zu 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 12, 2021 

 Wien, am 26. Jänner 2021  

 
 

 
 
02) Minority SafePack: Die Europäische Kommission kehrt den nationalen  
      Minderheiten in der EU den Rücken zu 
 
14.01.2021  

Am 14. Januar 2021 hat die Europäische Kommission beschlossen, die Stimmen von mehr 
als einer Million europäischer Bürgerinnen und Bürger sowie des Europäischen Parlaments 
zu ignorieren und keine gesetzliche Regelung zum Schutz der nationalen und sprachlichen 
Minderheiten im Rahmen der Europäischen Bürgerinitiative Minority SafePack auf den Weg 
zu bringen. Mit ihrer Entscheidung hat die Europäische Kommission den autochthonen   ► 

https://www.fuen.org/de/article/Minority-SafePack-Die-Europaeische-Kommission-kehrt-den-nationalen-Minderheiten-in-der-EU-den-Ruecken-zu
https://www.fuen.org/de/article/Minority-SafePack-Die-Europaeische-Kommission-kehrt-den-nationalen-Minderheiten-in-der-EU-den-Ruecken-zu
https://www.fuen.org/de/article/Minority-SafePack-Die-Europaeische-Kommission-kehrt-den-nationalen-Minderheiten-in-der-EU-den-Ruecken-zu
https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/3/2021/EN/C-2021-171-F1-EN-MAIN-PART-1.PDF
https://www.fuen.org/de
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Minderheiten, den unterzeichnenden Bürgerinnen und Bürgern, der Forderung des 
Europäischen Parlaments sowie einer großen Anzahl unterstützender nationaler und 
regionaler Regierungen sowie gesetzgebender Organe aus ganz Europa den Rücken 
zugewandt. 

„Die Kommission hat die Forderung derjenigen zurückgewiesen, für die die Bewahrung des 
sprachlichen und kulturellen Erbes Europas nicht nur ein wohlklingendes Schlagwort, 
sondern eine tägliche Herausforderung ist. Die veröffentlichte Stellungnahme der 
Kommission ist nicht mehr als ein Schulterklopfen, während die über 1,1 Millionen 
Unterzeichnenden auf konkrete Maßnahmen und Schritte warteten. Die Kommission hat 
nun die rund 50 Millionen EU-Bürgerinnen und -Bürger, die zu nationalen und sprachlichen 
Minderheiten gehören, im Stich gelassen. Millionen von ihnen haben bereits in ihrem 
eigenen Land in einer Situation der Ungleichheit leben müssen, nun wendet sich auch die 
Europäische Kommission, die eigentliche Hüterin von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 
Würde und Gerechtigkeit, von ihnen ab“, kommentierte FUEN Präsident und 
Europaabgeordneter Loránt Vincze die Entscheidung der Kommission. 

Die Initiatoren und Unterzeichnenden des Minority SafePack haben bisher in Europa eine 
noch nie dagewesene Anzahl von Unterstützern rund um das Thema nationale Minderheiten 
vereinigt. Zurück liegen zwei bahnbrechende EuGH-Gerichtsverfahren, eine erfolgreiche 
europaweite Unterschriftensammelaktion, die Unterstützung des Europäischen Parlaments, 
die sich in einer mit über 75 % der abgegebenen Stimmen angenommenen Resolution 
widerspiegelt, sowie eine Vielzahl nationaler und regionaler Unterstützer, die sich in 
einstimmig oder nahezu einstimmig angenommenen Resolutionen äußern, darunter der 
Deutsche Bundestag, die Zweite Kammer der Niederlande, das Ungarische Parlament, die 
Landtage von Schleswig Holstein, Niedersachsen und Brandenburg, der Landtag der 
Autonomen Provinz Bolzano-Südtirol und das Friesische Parlament. 

Nach Ansicht der Initiatoren ist die Entscheidung der EU-Kommission in mehrfacher Hinsicht 
mangelhaft. Sie diskreditiert das Instrument der Europäischen Bürgerinitiative, das einzige 
Instrument der partizipativen Demokratie der EU, indem sie es ablehnt, im Falle der fünften 
erfolgreichen Initiative in Folge eine Gesetzgebung auf den Weg zu bringen. Anstatt näher 
an die Bürger heranzutreten, ignoriert die EU erneut ihre Vorschläge – dies spiegelt das 
heutige Demokratiedefizit der EU. Die Kommission lehnte auch die Forderung des 
Europäischen Parlaments als Mitgesetzgeber ab, Gesetzgebungsakte zu initiieren, obwohl 
die überwiegende Mehrheit der Abgeordneten aus allen Fraktionen des Parlaments die 
Initiative unterstützte. 

Im Namen der Initiatoren der Europäischen Bürgerinitiative Minority SafePack dankte Loránt 
Vinczeall denjenigen, die an die Initiative geglaubt und sich stets für sie eingesetzt haben. 
Er bedankte sich bei denen, die die Initiative mit ihrer Unterschrift unterstützt haben und bei 
den gewählten Politikerinnen und Politiker, die sich im Europäischen Parlament aber auch 
in den nationalen Parlamentenfür nationale und sprachliche Minderheiten eingesetzt haben, 
die meisten von ihnen als Vertretende der Mehrheitsbevölkerungen. 

„In den letzten acht Jahren haben wir einen Mehrwert geschaffen: Wir haben nationale und 
sprachliche Minderheiten in ganz Europa zusammengebracht, die sich gemeinsame Ziele 
gesetzt haben. Das Niveau der Zusammenarbeit, das wir erreicht haben, ist bisher 
beispiellos. Wir haben das Fundament gelegt, auf dem wir nun gemeinsam aufbauen 
können. Wir haben die Belange der nationalen Minderheiten auf die Agenda der 
europäischen Politik gesetzt und die Aufmerksamkeit auf all das gelenkt, was  

► 
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Minderheitengemeinschaften in Europa an den gemeinsamen Tisch mitbringen können und 
zugleich auf unsere Probleme und Erwartungen hingewiesen. Eine große Anzahl von 
Mitgliedstaaten und Regionen stand uns dabei zur Seite. Es ist bedauerlich, dass die 
endgültige Entscheidung in unserem Fall nicht von den gewählten Vertretern getroffen 
wurde, sondern von den Bürokraten, die uns in der Tat von Anfang an ein Hindernis nach 
dem anderen in den Weg gelegt haben. Wir wissen, dass wir Recht haben, wir wollen das 
Beste für unsere Minderheitengemeinschaften, wir wollen das Beste für die Mitgliedstaaten, 
wir wollen das Beste für Europa, und die Ergebnisse unserer Arbeit von fast einem 
Jahrzehnt können uns durch diese Entscheidung der Kommission nicht genommen werden. 
Trotz unserer Enttäuschung werden wir nicht aufgeben, und wir bitten alle, die uns bisher 
zur Seite gestanden haben, nicht aufzugeben. Wir haben das Fundament geschaffen, auf 
dem ein Europa aufgebaut werden kann, das alle seine Bürgerinnen und Bürger als wirklich 
gleichberechtigt ansieht“, erklärte der FUEN Präsident. 

 

03) Selten zitiert, aber wichtiger als die Charta 

        Eine Festschrift erinnert an das Wiesbadener Abkommen von 1950 

  

 

Václav Havel, so geht die Erzählung, sei der der 
erste prominente Tscheche gewesen, der sich bei 
den Sudetendeutschen entschuldigt habe. Nichts 
gegen den Dichter-Präsidenten: Er hat seine 
Verdienste für die samtene Revolution, er hat so 
manches mutige Wort gesprochen, aber über ein 
vages Bedauern der Vertreibung ist er nicht 
hinausgekommen. Um Entschuldigung gebeten 
hat vielmehr der ehemalige General Lev Prchala 
(* 23. März 1892 in Schlesisch Ostrau; † 11. Juni 
1963 in Feldbach/Stmk.) als Vorsitzender des 
Tschechischen Nationalausschusses, und zwar 
bereits vor bald 71 Jahren. Er ist einer der Väter 
des „Wiesbadener Abkommens“, einer 
Willenserklärung tschechischer Exilorganisa-
tionen und der damaligen Arbeitsgemeinschaft 
zur Wahrung sudetendeutscher Interessen, vom 
4. August 1950. „Ich fühle mich verpflichtet“, 
sagte Prchala im selben Jahr im schweizerischen 
Caux, „die Sünden, die mein Volk gegenüber dem 
Nachbarvolk begangen hat, zu bekennen, ich 
möchte mich bei meinen sudetendeutschen 
Freunden dafür entschuldigen, besonders für das 
Unrecht, das wir Tschechen ihnen angetan 
haben.“   

  

 

Das Abkommen bekundete den Wunsch beider Seiten, in der Tschechoslowakei demokratische 
Verhältnisse herzustellen und den Sudetendeutschen die Rückkehr in ihre Heimat zu 
ermöglichen. Ähnlich wie in der Charta der Vertriebenen, die einen Tag später in Stuttgart 
verabschiedet wurde, wird dem Gedanken einer Kollektivschuld für das gegenseitig zugefügte 
Unrecht eine Absage erteilt. Die Schäden, die dem tschechischen Volk wie den Sudetendeutschen  

► 
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zugefügt wurden, sollten wiedergutgemacht und die geistigen Urheber dieser Schäden bestraft 
werden. Über die endgültigen staatspolitischen Verhältnisse sollten die Völker in Freiheit 
entscheiden, heißt es im Abkommen. Ein Jahr nach dem 70. Jahrestag wurde nun unter Corona-
Bedingungen eine Festschrift („Von Vertreibung zu Verständigung“) zur Erinnerung an das 
„wichtige Friedenssymbol“ vorgestellt – sie versammelt Beiträge aus Politik, Wissenschaft und 
Zivilgesellschaft „Es lag wohl an den noch frischen Wunden von beiderseits erlittenem Unrecht und 
Leid, sicher auch an dem Bemühen, die Spirale von Unrecht, Rache und Gewalt zu unterbrechen, 
aber gewiss auch an der geistigen Größe und Souveränität der Handelnden und deren Mut, Neues 
durchzusetzen, dass mit diesem ersten Abkommen zwischen Sudetendeutschen und Tschechen 
nach der Vertreibung ein Zukunftskonzept entstanden ist, das mit seinen Aussagen zu 
Vergangenheit und vor allem zur Zukunft damals wahrhaft visionäre Züge trug“, so Reinfried 
Vogler, Präsident der Sudetendeutschen Bundesversammlung und Vorstandvorsitzender 
Kulturstiftung der deutschen Vertriebenen. „Das Wiesbadener Abkommen, ist zumindest für die 
Sudetendeutschen, vielleicht sogar wichtiger als die viel zitierte Charta der Heimatvertriebenen, 
obwohl es seltener zitiert wird“, ergänzte SL-Sprecher Bernd Posselt. „Es gibt keine 
Kollektivschuld, aber es gibt eine kollektive Verantwortung im Sinne eines ‚nie wieder‘.“  Optimistisch 
gibt sich die Generalsekretärin des Sudetendeutschen Rates, Christa Naaß: „Deutsche, 
Sudetendeutsche und Tschechen sind auf einem guten Weg des Aufarbeitens der Geschichte, auf 
einem guten Weg des Miteinanders.“ Ursachen und Umstände von Vertreibung und Flucht von 
damals und heute ließen nicht gleichstellen. „Aber es lassen sich Lehren ziehen.“  Und man wird 
abwarten müssen, wie weit der Optimismus von Christa Naaß mit den politischen Realitäten in 
Einklang zu bringen ist. (fac) 

P.S.: Die vom Hessischen Ministerium des Innern und dem Kulturamt der Landeshauptstadt 
Wiesbaden finanziell geförderte 108 Seiten starke Festschrift (ISBN 978-3-88557-246-6) ist bei der 
Kulturstiftung der deutschen Vertriebenen (kontakt@kulturstiftung.org) , bei der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft (info@sudeten.de) und dem Sudetendeutschen Rat in München 
(sudetenrat@aol.com) kostenlos erhältlich, es sind nur die Versandgebühren zu entrichten.   

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich,  Nr. 17 / 2021 

 Wien, am 3. Feber 2021 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

► 
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04) Kulturstiftung der deutschen Vertriebenen: Festschrift zum 70. Jahrestag  

      der Unterzeichnung des Wiesbadener Abkommens vorgestellt 
 

 
 

► 
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05) 100. Todestag des Rübezahl-Autors Carl Hauptmann 

Am 04. Feber gedenken wir des 100. Todestages von Carl Hauptmann (* 11. Mai 1858 in 
Obersalzbrunn, Provinz Schlesien; † 04. Feber 1921 in Schreiberhau im Riesengebirge, 
Niederschlesien). Er war der Bruder des Nobelpreisträgers Gerhart Hauptmann und ebenfalls ein 
bedeutender Schriftsteller und Lyriker. Literaturgeschichte schrieb er mit seinem „Rübezahl-Buch“, 
das 1915 auf den Markt kam und demnächst neu aufgelegt wird – wir werden darüber berichten. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 17 / 2021 

 Wien, am 3. Feber 2021 

06) Opfer der oberschlesischen Tragödie – Heilige Messe in Guttentag. 
      Bernard Gaida berichtet 

 Bernard Gaida von der deutschen Minderheit in Schlesien berichtet auf Facebook von der 
Teilnahme an der Hl. Messe vergangenen Sonntag in Guttentag, die den Opfern der 
oberschlesischen Tragödie gewidmet war. Anschließend ging es auf den Friedhof.  

Hier unten  sehen Sie den Beitrag samt Bildern. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 16, 2021 

Wien/Bad Kissingen, am 02. Feber 2021  

 

     

     

► 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

https://drive.google.com/file/d/1LKENPw-Uo8jjy-ykituwiBoNSzorLyze/view?usp=sharing
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07) Liebe zu Polen in Zeiten von Corona und PiS (Januar bis Juni 2020). 

      Jahresrückblick der Deutsch-Polnischen Gesellschaft Berlin 2021  

25.01.2021 von Christian Schröter 

Die Chronik der Ereignisse der Deutsch-Polnischen Gesellschaft Berlin im 
Jahre 2020 ergänzt durch bad news aus Polen in dem fünften Jahr des PiS-
Regimes. TEIL 1.  

 

Das Jahr 2019 war hoffnungsvoll zu Ende gegangen. Auf der Mitgliederversammlung Ende 

November wurde ein neuer Vorstand gewählt. Im Ergebnis ein verjüngtes Team, unter 

ihnen auch fünf neue Beisitzer-/innen zwischen 20 und 30 Jahren, die den in die Jahre 

gekommenen Vorstandsmitgliedern wieder Mut machten. Auf der konstituierenden 

Vorstandssitzung am 21. Januar war dann einiges mehr an Elan zu spüren, wie man Ideen 

und Projekte im neuen Jahr in die Tat umsetzten wollte. 

Die im Jahre 2019 mit großem Erfolg in vielen Städten präsentierte Bartoszewski-

Ausstellung war über den Jahreswechsel hinweg noch im Deutschen Polen-Institut gezeigt 

worden, mittlerweile die 10. Station auf der Tournee durch Deutschland. Mitte Januar ging 

die Schau auf die Reise nach Sachsen, wo sie im DIZ auf Schloss Hartenfels in Torgau ab 

dem 17. Januar 2020 gezeigt wurde. 

Zu der Ausstellung „Der Freiwillige – Witold Pilecki und die Unterwanderung von 

Auschwitz“ lud das polnische Pilecki-Institut uns am 17. Januar 2020 zu einer 

gemeinsamen Führung durch die Ausstellung in den neuen Räumen des Instituts am 

Pariser Platz in Berlin-Mitte ein. 

 

Zum Jahresanfang ging es auf „Klassenfahrt“ nach Legnica / Liegnitz 

Am 25./26. Januar 2020 fand die erste „Klassenfahrt“ im Kulturzug nach Polen statt. Es 

ging in die niederschlesische Stadt Legnica, wo wir mit den Polen-Ausflüglern aus Berlin 

das Wochenende verbrachten. Auf dem Programm waren eine Betriebsbesichtigung bei 

den Niederschlesischen Eisenbahnen, ein Blick hinter die Kulissen des über Legnica 

hinaus bekannten Helena-Modrzejewska-Theater und ein Besuch des Kupfermuseum. Für  

► 
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Sonntag war dann ein Stadtspaziergang mit polnischen Heimatkundlern durch den für 

Polen lange Zeit verbotenen Stadtteils  

(„Klein Moskau“) vorgesehen, in dem seit 1946 russische Truppen mit ihren Familien 

lebten, die erst 1993 das Land in Richtung Heimat verließen. 

In den Wochen vor und nach dem Tag des Gedenkens an die Opfer des 

Nationalsozialismus (27. Januar) hatten Verbände, Vereine, Stiftungen und öffentlichen 

Einrichtungen in Berlin mit einer Reihe von Veranstaltungen aus Anlass der Befreiung des 

Konzentrationslager Auschwitz vor 75 Jahren gedacht. 

Der Corona-Virus wurde im öffentlichen Leben von vielen noch nicht so wahrgenommen 

und man war geneigt, dem nicht die gefährliche Bedeutung beizumessen. Man begann 

deshalb mit der Planung von Projekten und Aktivitäten, die man sich für das laufenden Jahr 

vorgenommen hatte. 

Bald kündigten sich jedoch erste Vorboten der Pandemie an, die zu Verboten im 

Kulturbetrieb führten. Zum vorläufigen letzten Mal lief im BALI-Filmtheater am 10. Februar 

2020 ein polnischer Spielfilm: „Planeta Singli“ (Planet Sigl) im Original mit englischen 

Untertiteln. Es sollte bis zum Herbst der letzte Film sein, der in der Reihe „Kino der 

Nachbarn“ in einem der ältesten Lichtspieltheater in Berlin-Zehlendorf gezeigt wurde. 

 

„Maulkorbgesetz“ von der Leine gelassen 

Neben dem ansteckenden, noch wenig bekanntem Virus erreichten uns aus Polen 

beängstigende Nachrichten ganz anderer Art: Seit Mitte Februar 2020 trat ein 

„Maulkorbgesetz“ in Kraft, das von der PiS mit seiner Mehrheit im Sejm durchgesetzt 

worden war. 

Um die von der Regierung als so genannte „Justizreform“ und den damit einhergehenden 

Konflikt mit der EU zu verstehen, hatte Dr. Peter von Feldmann, ehemaliger Vorsitzender 

Richter am Oberverwaltungsgericht Berlin und Mitglied unserer Gesellschaft, diesen 

Umbau des Rechtsstaates in Polen seit 2015 beobachtet und kommentiert. Für die 

Mitglieder der Deutsch-Polnischen Gesellschaft Berlin hat er dazu eine gekürzte 

Zusammenfassung seiner bisherigen Dokumentation zugänglich gemacht, die als DPG-

Newsletter verschickt wurde. 

Am 1. März übernahm der Historiker und Publizist Zygmunt Stępiński das Amt des Leiters 

des Museums der Geschichte Polnischer Juden POLIN in Warschau. Damit ging ein 

monatelanges Tauziehen um den bisherigen Museumsdirektor Dariusz Stola dessen 

Kandidatur vom Kulturminister Piotr Glinski vehement abgelehnt wurde. 

 

Bartoszewski-Ausstellung erstmals online zu erleben 

Unmittelbar vor dem ersten Corona-Lockdown konnten wir noch die Bartoszewski-

Ausstellung am 10. März 2020 im Landratsamt Vorpommern-Greifswald in Pasewalk im 

Land Mecklenburg-Vorpommern einladen. Der Kreistag Vorpommern-Greifswald, das  

 

► 



Seite 50 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 783 vom 04.02.2021 

 

Bürgermeisteramt der Stadt Pasewalk sowie der DemokratieLaden Anklam und die 

Bartoszewski-Initiative der Deutsch-Polnischen Gesellschaft Berlin hatten die Ausstellung 

in die Grenznähe zu Polen geholt und konnten auch noch nach der Corona-bedingter 

Schießung die Ausstellung bis kurz vor Ostern erstmalig online zeigen. 

Anlässlich des fünften Todestages von Władysław Bartoszewski war am 24. April 2020 

ursprünglich ein Symposium und die Eröffnung der Ausstellung „Władysław Bartoszewski 

1922–2015 / Widerstand, Erinnerung, Versöhnung mit dem zusätzlichen Thema 

„Kulturdialog mit Karl Dedecius“ an der Europa-Universität VIADRINA in Frankfurt/Oder 

geplant gewesen. Aufgrund der aktuellen Situation musste die Veranstaltung und die 

Ausstellungseröffnung auf den 26. November 2020 verschoben werden. 

Die für den 8. April 2020 geplante Eröffnung der Ausstellung „Władysław Bartoszewski 

1922–2015” an der Universität Greifswald musste aufgrund der Coronavirus-Epidemie 

abgesagt werden. Stattdessen konnte sich Interessenten die Ausstellung per Video in 

einem virtuellen Rundgang online betrachten. 

 

Film-Dokumentation über Bartoszewski-Ausstellung jetzt online verfügbar 

Zum 24. April 2020, dem fünften Todestag Władysław Bartoszewskis, konnte die Premiere 

einer Film-Dokumentation über die Ausstellung des Brückenbauers zwischen Polen und 

Deutschland fertiggestellt werden. Der Kurator der Ausstellung, Dr. Marcin Barcz, hat die 

vier Kurzfilme konzipiert und in Szene gesetzt, um der Öffentlichkeit online den Zugang zu 

der Ausstellung zu ermöglichen, so dass die gesamte Ausstellung auch in den Zeiten der 

Pandemie auf sichere und bequeme Weise jederzeit und von überall zugänglich blieb. 

 (Als Vorbereitung auf den virtuellen Rundgang ist die Lektüre der kurzen 

Ausstellungsbeschreibung auf unserer Homepage zu empfehlen). 

Im Mai wurde in Polen der zweite Teil des Films der Gebrüder Siekielski „Zabawa  w 

chowanego“ („Versteckspiel“) dem Publikum vorgestellt. Er sorgte in Polen für eine breite 

öffentliche Auseinandersetzung mit der Pädophilie innerhalb der katholischen Kirche. 

 

Marsz, marsz Trzaskowski! 

Im Monat Juni 2020 richteten sich die Blicke mit Sorge aber auch mit einer gewissen 

Zuversicht nach Polen, denn die zweite Runde der Präsidentenwahl hatte begonnen. Dabei 

bewunderten wir aus der Ferne die unglaubliche Aufholjagd des liberalen Kandidaten Rafał 

Trzaskowski, wie er sich dem bisherigen Amtsinhaber Duda bis auf ein paar Prozentpunkte 

gefährlich näherte. Nur durch Fake-Kampagnen der PiS und die Unterstützung durch die 

Kirche hatte die Partei es schließlich geschafft, noch einen knappen Sieg für den bisherigen 

Präsidenten zu sichern. 

 

Kulturzug vorübergehend auf dem Abstellgleis 

Auch der Kulturzug musste wegen der Ausbreitung des Corona-Virus seinen Betrieb auf 

der Schiene vorübergehend einstellen. Dennoch wurde seine Funktion als  

► 
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grenzüberwindendes Medium aufrechterhalten und man lud an drei aufeinanderfolgenden 

Wochenenden im Mai und Juni zu digitalen Reisen entlang der Oder ein. Nach den 

virtuellen Fahrten fuhr man ab 26. Juni wieder normal und konnte bis Oktober das Niveau 

des Vorjahres erreichen. 

 

Resolution für Offenhalten der Grenzen 

Die Deutsch-Polnische Gesellschaft Bundesverband sowie sein Berliner Landesverband 

setzten sich Mitte Juni in einer Resolution für ein weiteres Offenhalten der Grenzen ein, die 

aufgrund der Covid-19-Pandemie temporär vielerorts geschlossen wurden. Die 

gemeinsamen, friedlichen Proteste an den Grenzübergängen fanden Unterstützung und 

waren ein deutliches Zeichen dafür, wie eng beide Zivilgesellschaften seit Polens EU-

Beitritt zusammengewachsen sind. 

Die 13. Władysław Bartoszewski-Ausstellung wurde vom 18.6. bis 08.7.2020 im 

Literaturhaus Halle bereits unter besonderen Pandemie Einschränkungen eröffnet, so dass 

der Personenkreis bei der Vernissage übersichtlich blieb. 

 

Peinlich oder Absicht? 

Neuer deutscher Botschafter wartete auf seine Akkreditierung drei Monate 

Bereits im Mai hatte das deutsche Außenamt beim polnischen Außenministerium die 

Akkreditierung des Botschafters Arndt Freytag von Loringhoven beantragt. Doch die PiS-

Regierung weigerte sich mehrere Monate das Agreement zu erteilen. Erst Ende August 

hatte sie dem Amtsantritt des Botschafters zugestimmt. Ein ähnliches Spielchen hatte man 

bereits in der ersten Kaczyński-Ära (2005–2007) inszeniert – jedoch mit eigenem Personal. 

Mit der Ernennung des Botschafters für die Bundesrepublik Deutschland, Dr. Marek 

Prawda, ließ man sich man im Jahre 2006 mehrere Monate Zeit, ehe man das 

Beglaubigungsschreiben dem designierten Botschafter aushändigte, weil man auch nach 

längerer Suche in den eigenen Reihen keinen dazu befähigten Kandidaten gefunden hatte. 

 

Ehrengäste bei der ersten Einweihung eines Bartoszewski-Denkmals in Polen 

Anfang Juli reisten Anita Baranowski-Koch, Gründerin der Bartoszewski-Initiative und der 

DPG-Vorsitzende Christian Schröter auf Einladung des Stadtpräsidenten von Sopot Jacek 

Karnowski zur Einweihung eines Bartoszewski-Denkmals in die Stadt an der polnischen 

Ostsee. 

Der Platz vor dem Zoppoter Bahnhof mit dem Denkmal seines Ehrenbürgers war an 

diesem Tag für die Opposition des Landes mitten im Wahlkampf die Gelegenheit, auf diese 

Weise sich an einem Ort in Polen demonstrativ zu versammeln. Viele polnische 

Persönlichkeiten und Prominente mit Rang und Namen waren bei der Einweihung und 

anschließenden Enthüllung des Denkmals dabei. 

 

 

► 
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Zu ihnen gehörten Politiker wie die ehemaligen polnischen Präsidenten Aleksander 

Kwaśniewski und Bronisław Komorowski, der frühere Ministerpräsident Polens und Ex-EU-

Ratspräsident Donald Tusk und der ehemalige polnische Außenminister Radosław  

Sikorski. Selbstverständlich waren auch die beiden Stadtpräsidenten von Zoppot und 

Danzig, Jacek Karnowski und Aleksandra Dutkiewicz anwesend. Sogar Senatsmarschall 

Tomasz Grodzki und der stellvertretende Senatsmarschall Bogdan Borusewicz waren zu 

diesem Anlass nach Sopot gekommen. Małgorzata Kidawa-Błońska ließ es sich als 

stellvertretende Sejmmarschallin nicht nehmen, bei dieser Ehrung für Bartoszewski auch 

dabei zu sein. Aus Warschau war außerdem der Beauftragte für Bürgerrechte Adam 

Bodnar angereist. Zu den weiteren Ehrengästen zählten der Historiker Władysław Teofil 

Bartoszewski, Sohn von Władysław Bartoszewski, und von deutscher Seite Cornelia 

Pieper, die deutsche Generalkonsulin in Danzig. 

Es war allgemein eine unbewusste Aufbruchstimmung an diesen Tag im Lande zu spüren. 

Es mag vielleicht dem Umstand geschuldet sein, dass der PO-Kandidat Rafał Trzaskowski 

zur gleichen Zeit in einer atemberaubenden Aufholjagd um das Präsidentenamt seinem 

Kontrahenten Duda dicht auf den Fersen war und man mitfieberte. 

Fortsetzung folgt! 

 

 

 

08) „Über  Trumpismus auf Polnisch“ schrieb die „Neue Zürcher Zeitung“ 

 

Von allen ostmitteleuropäischen Staaten hat Polen die Transformation nach 

1989 wohl am besten bewältigt. 

Dennoch hat der Umbruch Gewinner und Verlierer hervorgebracht – und mit 

ihnen eine Wut und ein Ressentiment, die sich mit rechter Ideologie zynisch 

bewirtschaften lassen.  

 

(Hinweis durch Christian Schröter von der DPG) 

 

Gastkommentar von Martin Pollack, DIALOG-Preisträger 2017 aus der Neuen 

Zürcher Zeitung vom 23.01.2021: 
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09) „Nicht zu fassen“ – Presse-Artikel mit gehörigem Fauxpas 

Immer wieder finden wir in diversen Medien Beiträge über unsere Volksgruppe und das leidige 
Thema der Vertreibung – an sich erfreulich, da dies hilft, im kollektiven Gedächtnis zu verbleiben. 
Warum Anna Bauer in der „Presse“ aber über „deutschstämmige Tschechen“ schreibt, ist uns ein 
Rätsel. Hier sehen Sie den Beitrag, und hier die wichtige Richtigstellung von Lm. Rogelböck. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 18, 2021 

Wien, am 04. Feber 2021 

 

09.a) Die Richtigstellung von Landsmann Hubert Rogelböck 

 

 

➢ 9.b) Das „Corpus delict“ – „Die Presse“, nächste Seite: 

► 

https://drive.google.com/file/d/1r90FiUcFXeaFGRcTF2pSBpTY5eXP1i9i/view?usp=sharing
https://drive.google.com/file/d/1Nj3DEC9nIZDuEfTB4dmlOi_dZR6DuH0l/view?usp=sharing
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10) Kirche unter dem Kreuz. Zur Lage der christlichen Armenier im Konflikt  

      um Bergkarabach.  Von Andreas Goetze 

 
Die Region Bergkabach ist eine Bergregion, die seit Jahrhunderten überwiegend von 

Armeniern bewohnt wird und auf Armenisch Arzach heißt. Sie liegt im östlichen 

Südkaukasus zwischen der heutigen Republik Armenien im Westen, der Republik 

Aserbaidschan im Osten und dem Iran im Süden. Ihr Gebiet ist ungefähr doppelt so groß 

wie das Saarland. Die zahlreichen uralten Kirchen und Klöster lassen die kulturelle Prägung 

dieser Region erkennen. Gegenwärtig leben dort knapp 150 000 Armenier, 100 000 sind 

nun auf der Flucht.  

 

„Die Spuren der historischen Präsenz der christlichen Armenier sollen ausgelöscht werden.“ 

 

 Trauer spiegelt sich in den Augen des Katholikos Karekin II., dem Oberhaupt der 

Armenisch-Apostolischen Kirche. Nach der Eroberung der Stadt Shushi in der Region 

Bergkarabach zerstörten aserbaidschanische Soldaten die Kirche St. Johannes Mkrtich. 

Schon zuvor wurde die Erlöser-Kathedrale durch Raketenbeschuss stark beschädigt. Die 

Sorgen des Katholikos sind nicht unbegründet. Die Türkei und Ascherbaidschan haben das 

kleine Land Armenien schon lange in die Zange genommen. 

 

Pogrome schon im Osmanischen Reich 

 

Aus den Turkmenen, den im Mittelalter erwähnten Stämmen, sind die heutigen Völker der 

Türken und Aserbaidschaner hervorgegangen, die überwiegend sunnitische Muslime und 

Aleviten sind. Den turkmenisch-muslimischen Herrschern war die christliche Präsenz in der 

Region stets ein Dorn im Auge. Schon in der Zeit des Osmanischen Reiches wurden die 

Armenier, Aramäer und Pontos-Griechen mehrfach Opfer schlimmster regierungsamtlich 

geförderter Pogrome und Massaker. Allein zwischen 1894 und 1896 wurden unter der 

Herrschaft von Sultan Abdul Hamid II., einem engen Verbündeten des damaligen deutschen 

Kaisers Wilhelm II., bis zu 300 000 Armenier von der osmanischen Obrigkeit und mit ihr 

verbündeten kurdischen Hamidiye-Banden ermordet. 1915 setzten die sogenannten 

Jungtürken im Schatten des Ersten Weltkriegs mit stillschweigender Billigung der Regierung 

des Deutschen Reichs einen Völkermord an der armenischen Bevölkerung fort, der bis 

heute von der Türkei nicht als solcher anerkannt wird. Ihm fielen bis zu eineinhalb Millionen 

Armenier zum Opfer. Die Mehrheit von ihnen wurde auf Todesmärschen in die 

mesopotamische Wüste getrieben. 

 

Armenien – das älteste christliche Land 

 

Schon im Jahre 301 nach Christus war Armenien ein christliches Land. Die Armenische 

Apostolische Kirche ist die älteste Staatskirche der Welt. Die Kirche wird apostolisch 

genannt, weil ihre Gründung auf die Apostel Thaddäus und Bartholomäus zurückgeht, die 

in Armenien gelehrt haben und die ersten Gemeinden gegründet haben sollen. Das Land 

liegt „nahe am Paradies“, denn hier entspringen der Tradition nach die vier Paradiesflüsse. 

Auf dem Berg Ararat ist dereinst die Arche Noah gestrandet. Diesen Berg, der heute in der 

Türkei liegt und der den Armeniern als heilig gilt, können sie allerdings nur über Georgien 

erreichen, denn die armenisch-türkische Grenze ist geschlossen. Zu Armeniens  
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christlichem Erbe gehören nicht nur Klöster, sondern auch Manuskripte, Liturgien und vor 

allem die Kreuzsteine, die „Chatschkare“. Überall in den Gebieten des alten Armenien finden 

sich diese Kreuzsteine und bezeugen die Geschichte des ältesten christlichen Landes der 

Welt mit eigener Sprache. Im Jahr 404 erschuf der Mönch Mesrop Maschtoz das 

armenische Alphabet und bereitete damit den Weg für die Übersetzung der Bibel und der 

Ausprägung einer eigenen armenisch-christlichen Identität. Auch in der Diaspora, in der 

etwa sieben Millionen Armenier*innen leben, wird die Sprache gepflegt. 

 

Armenien ist ein Brückenland in vielfältiger Hinsicht und kennzeichnet ein reiches, 

geschichtsträchtiges Erbe: 5000 Jahre Kultur zwischen Europa und Asien. Es lag im 

Schnittpunkt der römisch-hellenistischen Welt und ist von der persischen Kultur mit seiner 

Religion von Zarathustra geprägt. Man sagt, es gäbe in Armenien an die 4000 historische 

Stätten. So wird Armenien auch ein „Museum unter freiem Himmel“ genannt. Diese reiche 

Kultur ist immer wieder bedroht. Das wissen die Armenier*innen aus ihrer langen leidvollen 

Geschichte. Wenn heute der türkische Präsident Erdoğan davon spreche, „das zu beenden, 

was die Vorfahren begonnen hatten“, könnten die Armenier nicht einfach wegsehen. „Und 

das sollte die Welt auch nicht!“, sagt Vartkes Alyanak, - Vorsitzender der armenischen 

Gemeinde zu Berlin. „Es geht nicht um ein Stück Land, es geht um die Existenz eines 

ganzen Volkes mit langer, aber trauriger Geschichte. Die Menschen in Bergkarabach 

wissen, dass sie diesen Kampf entweder gewinnen werden oder aber das armenische 

Leben auch in Bergkarabach für immer ausgelöscht sein wird.“ Ende September startete 

Aserbaidschan einen erneuten Versuch der militärischen Rückeroberung Bergkarabachs, 

das 1921 gegen den Willen der armenischen Mehrheitsbevölkerung von den Sowjets 

Aserbaidschan unterstellt wurde und sich 1991 im Zuge der Selbstauflösung der 

Sowjetunion von Sowjet-Aserbaidschan für unabhängig erklärte. Es war nicht der erste 

Angriffskrieg des postsowjetischen Aserbaidschan auf Bergkarabach. Aber es war der 

bisher verlustreichste Krieg, sieht man von den Jahren 1992 bis 1994 ab. Bis zu 100000 

Karabach-Armenier, vor allem Frauen und Kinder, Alte und Gebrechliche sind aktuell auf 

der Flucht. Drei Waffenstillstände wurden bisher verletzt. Aserbaidschan beging nach 

Berichten von „amnesty international“ zahlreiche Kriegsverbrechen, darunter der Einsatz 

international geächteter Streubomben, der Beschuss ziviler Einrichtungen, einschließlich 

Schulen, Krankenhäuser sowie Kirchen und Wohnhäuser. 

 

Bereits Ende der 1990er Jahre hatte Aserbaidschans Regierung armenische Kreuzsteine in 

ihrer Provinz Nachitschewan zerstören lassen. Deshalb wundert es Katholikos Karekin II. 

nicht, wenn er einen aserbaidschanischen Offizier auf dem Dach einer armenischen Kirche 

stehen sieht. Tatenlos muss er schmerzvoll mit ansehen, wie der Offizier seine Hände in die 

Luft hebt und minutenlang, so laut er kann, ruft: „Allahu Akbar.“ Seine Soldaten wiederholen 

das im Chor. So feiern aserbaidschanische Soldaten ihren Sieg über Armenien im Krieg um 

Bergkarabach. Deshalb versuchen viele Bewohner Bergkarabachs, noch auf der Flucht die 

über 800 Jahre alten Kreuzsteine und viele Kirchenschätze aus der Region nach Armenien 

mitzunehmen. 

 

Aserbaidschan wird von der Türkei unter Präsident Erdoğan unterstützt, der seit Mitte der 

2000er Jahre Aserbaidschan offen als „Bruderstaat“ bezeichnet. Die durch die Türkei 

angeworbenen islamistischen Kämpfer aus Syrien unterstützten Aserbaidschan und ließen 

den zahlenmäßig unterlegenen Armeniern keine Chance. Anfang November befand sich 

Aserbaidschan kurz vor einem militärischen Sieg über die Truppen von Armenien und die 

Einheiten von Arzach.                                                                                                         ► 
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Waffenstillstand verschleiert wahren Grund des Krieges 

 

Nach sechswöchigem Krieg vereinbarten Armenien und Aserbaidschan Anfang November 

einen von Russland vermittelten Waffenstillstand. Der Waffenstillstand verhinderte den 

vollständigen Zusammenbruch.  Gleichzeitig verschleiert er den wahren Charakter dieses 

Zermürbungs- und Vertreibungskrieges durch Ascherbaidschan und die Türkei und 

verstärkt die Flucht und Vertreibung der Armenier*innen aus Arzach. Wehmütig sagt 

Arnoush, die als Reiseleiterin in Armenien ¬arbeitet: „Überall sind dort wunderbare 

Granatäpfel-Gärten. Aber jemand anderes wird nun die Ernte einfahren.“ Die Geschichte 

Armeniens und der Armenier*innen ist tragisch genug. Deutschland hat daran einen 

historischen Anteil. Auch deshalb darf es jetzt kein Schweigen und Wegschauen geben. 

Denn der Konflikt um Bergkarabach kann sich auf ganz Armenien ausweiten. Unsere 

christlichen Geschwister brauchen unsere Solidarität, unsere Gebete und aktuell vor allem 

politische Unterstützung. 

 

Andreas Goetze ist Landespfarrer für Interreligiösen Dialog der EKBO. 

 

Die Kreuzstein-Kultur ist das spirituelle Erbe Armeniens. Kein Kreuzstein gleich dem 

anderen. Sie werden „Chatschkare“ genannt, „Kraftsteine“. Ein „Chatschkare“ ist ein 

zusammengefasstes Glaubensbekenntnis und zeigt in der Regel drei Wirklichkeitsebenen. 

Im Zentrum ist das Kreuz als Lebensbaum. Die untere Ebene zeigt das Erdinnere 

beziehungsweise die Unterwelt. Oben ist der Bereich der himmlischen Welt. Christus ist 

derjenige, der die Welten verbindet und verwandelt, weil er am Baum des Lebens die 

Früchte des Paradieses, Granatäpfel und Weintrauben teilt – und so den Bedrängten und 

Verfolgten Hoffnung schenkt: „Heute ist deinem Haus Heil widerfahren …“ In der 

Schwachheit und Bedürftigkeit eines Kindes im Stall in Bethlehem bricht sich die Erlösung 

für die Welt Bahn. Und so heißt es in einem armenischen Gebet: „Christus, unser Gott, 

Behüter und Hoffnung der Gläubigen, bewahre und erhalte dein Volk unter dem Schutz 

deines heiligen und ehrwürdigen Kreuzes in Frieden.“ 

 

(der Beitrag wurde vermittelt durch Pfarrer Steffen Reiche, Berlin-Nikolassee) 

 

 

11) Nachrufe auf Gernot Langes-Swarovski 

 Gernot Langes-Swarovski (1943 – 2021) stand 35 Jahre lang an der Spitze des Kristallkonzerns 
„Swarovski“, der seinen Ursprung in Nordböhmen (Georgenthal bei Gablonz) hat und ebendort 
1895 von Daniel Swarovski gegründet wurde.  

 Hier können Sie auf der nächsten Seite zwei Nachrufe auf den Urenkel des Gründers (SN, 
Standard) lesen. 

 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich,  Nr. 17 / 2021 

 Wien, am 03. Feber 2021 
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https://de.wikipedia.org/wiki/D._Swarovski
https://drive.google.com/file/d/1QJMJrmJo6Tf4LfK5FUwVArC83kDZfCBE/view?usp=sharing
https://drive.google.com/file/d/1QJMJrmJo6Tf4LfK5FUwVArC83kDZfCBE/view?usp=sharing
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12) Ungarn gedachte des 75. Jahrestages der Vertreibung der  

      Ungarndeutschen 
 

 
Unser Mitteleuropa, zitiert von 
Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 10 / 2021                                                           

Wien, am 21. Jänner 2021 

► 


